
künftigen höheren Einkommens geholfen werden kann, 
damit sie den Lebensbedarf ihrer Kinder in angemes­
sener Weise decken können.

Die Hilfe gesellschaftlicher Kräfte im Stadium 
der Vollstreckung der Unterhaltsfestlegung
Dem Ersuchen um Vollstreckung von Unterhaltsfest­
legungen ist stattzugeben, sofern die gesetzlichen Vor­
aussetzungen hierfür vorliegen. In einigen Fällen kann 
es jedoch geboten sein, die Antragsteller auf die Mög­
lichkeit gesellschaftlicher Einflußnahme durch Kon­
flikt- oder Schiedskommissionen hinzuweisen. Auf Er­
suchen der Antragsteller können die Gerichte auch

selbst an die gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane 
herantreten. Das ist jedoch nur dann sinnvoll, wenn 
unter Berücksichtigung aller Umstände damit gerechnet 
werden kann, daß die Hilfe dieser Organe ausreichen 
wird, um die Verpflichteten zur gewissenhaften Erfül­
lung ihrer Verpflichtungen zu veranlassen.
Die Gerichte müssen künftig von Fall zu Fall prüfen,’ 
ob gesellschaftliche Kräfte in Unterhaltsverfahren ein­
zubeziehen sind, damit das Verfahren gesellschaftlich 
wirksam wird. Das Ergebnis der Prüfung hängt von 
der Gesamtheit der Umstände ab, wobei das Für und 
Wider mit dem in Familienrechtssachen gebotenen 
Taktgefühl sorgfältig abzuwägen ist.

HELMUT LATKA, Richter am Obersten Gericht

Zur Abänderung von Unterhaltsurteilen
Nach dem Erlaß der Richtlinie Nr. 18 über die Bemes­
sung des Unterhalts für minderjährige Kinder ist die 
Frage zu beantworten, ob die Richtlinie für sich allein — 
ohne daß also wesentliche Änderungen in den persön­
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Verpflich­
teten oder Berechtigten eingetreten sind — eine Ab­
änderungsklage nach § 323 ZPO begründen kann, wenn 
die festgesetzten oder vereinbarten Unterhaltsbeträge 
von den in ihr angeführten Richtsätzen stark abweichen.
Das Oberste Gericht hat bereits in seinem Urteil vom
29. Juni 1953 - 1 Zz 64/53 - (NJ 1953 S. 783) dargelegt, 
daß eine wesentliche Änderung der Verhältnisse, die 
bei Urteilserlaß, Abschluß eines gerichtlichen Vergleichs 
oder bei Abgabe einer Unterhaltsverpflichtung in voll­
streckbarer Form vor dem Referat Jugendhilfe oder 
vor einem Staatlichen Notariat Vorgelegen haben, auch 
in einer Änderung der Gesetzgebung, besonders wenn 
sie durch veränderte gesellschaftliche Auffassungen be­
dingt worden ist, bestehen kann.
Hingegen kann, wie bisher ständig entschieden wurde, 
eine Abänderungsklage in der Regel keinen Erfolg ha­
ben, in der sich der Kläger darauf beruft, daß sich die 
Rechtsprechung bei der Beurteilung der für die Ent­
scheidung über künftig fällig werdende wiederkehrende 
Leistungen maßgeblichen Umstände geändert habe. Im 
Interesse der Rechtssicherheit wird auch in Zukunft an 
einer solchen Auslegung des § 323 ZPO festzuhalten 
sein.
Die vom Plenum des Obersten Gerichts gern. § 17 Abs. 1 
GVG beschlossenen Richtlinien sind keine Gesetze und 
können auch nicht wie Gesetze behandelt werden; denn 
nach der Verfassung der DDR steht den Gerichten nicht 
die Befugnis zu, neue Gesetze zu erlassen oder sie auf 
ihre Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen (Art. 81 
und 89 der Verfassung).
Die Bedeutung der Richtlinien* für die gerichtliche Tä­
tigkeit geht zwar über den Rahmen der Rechtsprechung 
der Senate oder des Präsidiums des Obersten Gerichts 
(§§ 20 und 23 Abs. 2 GVG) hinaus, da ihr Inhalt bin­
dende Kraft für alle Gerichte erlangt und sie über die 
Entscheidung des Einzelfalls hinaus allgemein gültige 
Regeln der Gesetzanwendung enthalten. Sie haben auch 
normativen Charakter; jedoch können sie bei der An­
wendung des § 323 ZPO nicht wie Gesetze behandelt 
werden. Deshalb werden sie in der Regel einen An­
spruch auf Abänderung rechtskräftiger Einzelentschei­
dungen oder Vereinbarungen über künftig fällig wer­
dende wiederkehrende Leistungen nicht begründen 
können.
Die Richtlinie Nr. 18 gibt lediglich verbindliche Hin­
weise für die zukünftige Anwendung des geltenden 
Rechts, die eine einheitliche Rechtsprechung garantie­

ren sollen. Sie können nicht zur Begründung einer Ab­
änderungsklage dienen. Deshalb sollten Entscheidungen* 
die von den Grundsätzen der Richtlinie erheblich ab- 
weichen, zur Kassation vorgeschlagen werden, soweit 
das noch möglich ist. Bisher haben die Bezirksgerichte 
in Vorbereitung ihrer Plenartagungen zu Fragen des 
Unterhaltsrechts von dieser Möglichkeit nicht ausrei­
chend Gebrauch gemacht. Fehlerhafte Urteile wurden 
zwar oft beanstandet, aber auch in Fällen, in denen 
die Kassationsfrist noch nicht abgelaufen war, nur sel­
ten korrigiert.
Wenn aber, wie in dieser Richtlinie, das Oberste Ge­
richt in bestimmten Fragen von maßgeblichen Rechts­
grundsätzen abgeht, die es zur allgemeinen Orientie­
rung der nachgeordneten Gerichte entwickelt hat, so 
kommt dies einer Gesetzesänderung nahe. Daher wird 
in diesem beschränkten Umfang die Anwendung des 
§ 323 ZPO dann für möglich angesehen, wenn die frü­
her getroffene Entscheidung das Kind wesentlich be­
nachteiligt.

Das trifft zunächst auf das Urteil des Obersten Gerichts 
vom 14. April 1959 - 1 ZzF 10/59 - (NJ 1959 S. 718) zu, 
in dem ausgesprochen wurde, daß eine grundlegende 
Änderung der für eine Unterhaltsverpflichtung maß­
gebenden Verhältnisse nicht bereits darin erblickt wer­
den könne, weil das unterhaltsberechtigte Kind älter 
geworden sei und es daher höhere Bedürfnisse habe. Es 
sei vielmehr notwendig, von vornherein gleichbleibende 
Unterhaltsbeträge festzusetzen. Wenn demnach die 
Unterhaltshöhe festgelegt oder vereinbart worden ist* 
als das berechtigte Kind noch nicht 12 Jahre alt war, 
so kann nach Erreichung dieser Altersstufe unter Be­
rufung auf § 323 ZPO eine Überprüfung der früheren 
Festsetzung verlangt werden, wenn der bisherige Satz 
wesentlich niedriger ist, als ihn die Richtsätze vor­
sehen.
Ferner wurde nicht an 'der Entscheidung des'Obersten 
Gerichts vom 28. September 1961 — 1 ZzF 37/61 — (NJ 
1962 S. 228) festgehalten, daß ein Studierender, der ein 
Stipendium von 130 MDN netto monatlich erhält, grund­
sätzlich als wirtschaftlich selbständig anzusehen sei 
und daher keine Unterhaltsansprüche gegen seine Eltern 
habe. Soweit Unterhaltsklagen des Kindes unter Beach­
tung dieses Urteils abgewiesen worden sind, ist eine 
Überprüfung der Entscheidungen im Wege des § 323 
ZPO möglich.
Diese Darlegungen werden im wesentlichen auch nach 
Inkrafttreten des Familiengesetzbuchs zu beachten sein, 
da hinsichtlich der Abänderung eines rechtskräftigen 
Urteils, eines Vergleichs oder eines Vertrags über die 
Leistung von Unterhalt in § 22 des Entwurfs die gleiche 
Regelung vorgesehen ist wie in § 323 ZPO. Wegen des
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